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über die öffentliche Sitzung des Bau- und Betriebsausschusses 
der Stadt Voerde (Ndrrh.) am 27.04.2017 im kleinen Sitzungssaal 
des Rathauses. 

 
 

 
Beginn:   17.00 Uhr Ende:   20.20 Uhr 
 
Anwesend waren unter dem Vorsitz von Ratsherrn Schneider die Ratsherren sowie die sachkundigen   
Bürgerinnen und Bürger 
 

Neßbach, Meulendyck, Alakas (für Goemann), Kleinherne, Rieser, M. 
Sarres, Kann-Guedes s. B.; 
 

SPD 

Pollmann, H.-B. Sarres, Albri (für Gördü), Langenfurth; 
 

CDU 

Meiners, Kramer s. B. (für Thomas s. B.); 
 

GRÜNE 
 

Fregin; WGV 
 

Bergmann – Mitglied mit beratender Stimme –; 
 

 

Gockel s. B. – Mitglied mit beratender Stimme –; 
  

FDP 

Göttler  – Mitglied mit beratender Stimme –; 
 

Seniorenbeirat 
 

./.; Integrationsrat 
  

 
Es fehlten: Die Herren Goemann, Gördü, Thomas s. B.  

 
Von der Verwaltung waren anwesend: Erster Beigeordneter Limke 

Herr Grootens 
Herr Oschek 
Frau Orzechowski 
 

Anwesende Gäste: Herr Sanders, Ing.-Büro Sanders 
 

Anwesende Zuhörer: Ca. 30 Damen und Herren 
 

Von der Presse waren anwesend: 1 Dame 
 

Schriftführerin: Frau Pajenberg 
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Vorsitzender Schneider eröffnete die Sitzung und begrüßte alle Anwesenden.  
  
 
 
I. Zur Geschäftsordnung 
 
 
a) Prüfung der Einladung und Feststellung der Beschlussfähigkeit 
 

Vorsitzender Schneider stellte die Ordnungsmäßigkeit der Einladung sowie die Beschlussfähigkeit 
des Bau- und Betriebsausschusses gem. § 8 Abs. 1 in Verbindung mit § 26 und § 27 Abs. 2 der Ge-
schäftsordnung für den Rat und die Ausschüsse fest. 

 
b) Feststellung der Tagesordnung 
 

DieTagesordnung wurde wie vorgelegt angenommen. 
 

c) Feststellung von Ausschließungsgründen gem. §§ 31, 43 und 50 GO NW 
 

Ausschließungsgründe wurden nicht mitgeteilt. 
 
 
 
II. Öffentliche Sitzung 
 
 
01. Kenntnisnahme der Niederschrift vom 22.02.2017 

  
 Die Niederschrift wurde ohne Anmerkungen zur Kenntnis genommen. 
 
 
02. Einwohnerfragestunde 

  
 Herr Roth, Südstr. 43, bemängelte, dass die Anwohner der Gartenstraße und der Südstraße keine 
Einladung zur Ausschuss-Sitzung erhalten hätten. 
 
Herr Gossen, Gartenstr. 16, ergänzte, dass zur ersten Drucksache Gartenstraße/Südstraße keine 
derartige Anhörung stattgefunden habe. 

 
 
03.  Straßenausbau Benninghoffsweg 
 Drucksache Nr. 507, 1. Ergänzung 

 
Herr Limke erinnerte einleitend an die bisherige Planung. 
 
Herr Grootens erläuterte die geänderte Planung und wies insbesondere auf die Abdichtung der 
Pflasterflächen mit Dernoton hin. Dies werde in Voerde erstmalig eingesetzt, man habe sich dazu 
jedoch Praxisbeispiele in anderen Kommunen angesehen. 
 
Herr Sanders ergänzte, dass die Anliegeranregungen fast vollständig umgesetzt worden seien. 
 
Vorsitzender Schneider unterbrach die Sitzung mit Einverständnis der Ausschussmitglieder um 
17.20 Uhr, um den anwesenden Anliegern Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
 
Herr Lindner, Benninghoffsweg 8, machte geltend, dass die gegenüber seinem Grundstück 
liegenden Stellplätze ein Ein- und Ausfahren auf sein Grundstück erschweren würden und bat um 
Prüfung, ob eine Verschiebung möglich sei. 
 
Herr Zerbe, Benninghoffsweg 22, fragte, ob überhaupt so viele Stellplätze notwendig seien. 
 
Nach kurzer Diskussion über die Stellplatzsituation schlug Herr Limke vor, einen der beiden 
Stellplätze gegenüber Haus Nr. 8 entfallen zu lassen. Die Ausschussmitglieder signalisierten ihr 
Einverständnis. 
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Auf Frage von Herrn Voigt, Benninghoffsweg 1, nach der Möglichkeit der Verlegung von 
Glasfaserleerrohren antwortete Herr Limke, dass seit 8 Jahren bei Straßenbaumaßnahmen 
standardmäßig Leerrohre mit verlegt würden. 
 
Im Rahmen der weiteren Diskussion zu dem neben dem Grundstück Benninghoffsweg 1 
vorgesehenen Stellplatz schlug Vorsitzender Schneider vor, auch diesen entfallen zu lassen. Die 
Ausschussmitglieder signalisierten auch diesbezüglich ihr Einverständnis. 
 
Auf Frage von Herrn Drüten, Benninghoffsweg 4, teilte Herr Limke mit, dass für die 
Straßenbeleuchtung LED-Laternen verwendet würden. 

  
Nach Wiederaufnahme der Sitzung um 17.30 Uhr fasste der Bau- und Betriebsausschuss – mit den 
protokollierten Änderungen – einstimmig folgenden 

 
 Beschluss: 

 Der Betriebsausschuss stimmt der vom Ing.- Büro Sanders geänderten Entwurfsplanung in 
Pflasterbauweise zum Ausbau des Benninghoffsweges als verkehrsberuhigten Bereich zu.  
 

 
04.  Änderung beim Ausbau des Regenwasserkanalnetzes in der Garten- und Südstraße in 

Voerde-Friedrichsfeld sowie Bereitstellung außerplanmäßiger Mittel für den Straßenausbau 
 Drucksache Nr. 585 

 
Herr Limke erläuterte, dass das ursprüngliche Ausbaukonzept aufgrund technischer 
Notwendigkeiten nicht habe durchgehalten werden können. 
 
Herr Grootens erinnerte daran, dass die Maßnahmen in den Investitionsplan aufgenommen worden 
seien, weil eine Straßenentwässerung über Sickerschächte wasserrechtlich nicht mehr zulässig sei 
und die Entwässerungssituation verbessert werden müsse. Er ergänzte, dass während der 
Bauausführung des 1. Bauabschnittes Mängel des Erstausbaus festgestellt worden seien. 
 
Herr Oschek erläuterte anhand einer Bildschirmpräsentation die wesentlichen vorgefundenen 
Mängel und die im 1. Bauabschnitt durchgeführten Arbeiten. Der Abschluss der Bauarbeiten werde 
Anfang Juni erfolgen, die nächsten Bauabschnitte würden 2018/19 durchgeführt. Herr Oschek gab 
zudem einen Überblick über die Varianten des Vollausbaus und des Mindestquerschnittes mit ihren 
Vor- und Nachteilen. 
 
Herr Meiners erkundigte sich, ob es nicht sinnvoll sei, parallel die Wasserleitungen und die 
dazugehörigen Hausanschlüsse auszutauschen. 
 
Herr Oschek antwortete, dass die Maßnahme mit der GWN abgestimmt sei und diese die 
entsprechenden Arbeiten durchführe. 
 
Vorsitzender Schneider unterbrach die Sitzung mit Einverständnis der Ausschussmitglieder um 
17.55 Uhr, um den anwesenden Anliegern Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 
 
Herr Schmuck, Südstr. 17, nahm Bezug auf seine vor der Sitzung per Email übermittelten Fragen 
und erkundigte sich, warum man die Baumaßnahme nicht frühzeitig gestoppt und neu geplant habe, 
nachdem die dargestellten Probleme in der Gartenstraße deutlich geworden seien. Dann sei ggf. 
auch eine Verschmälerung der Fahrbahn durch einen verkehrsberuhigten Ausbau und der Einbau 
von Rigolen möglich gewesen. 
 
Herr Grootens antwortete, dass ein Baustopp immer mit Mehrkosten verbunden sei. Zudem stünden 
für eine Flächenversickerung keine ausreichenden Flächen zur Verfügung und die notwendige 
Fahrbahnbreite sei bei einem verkehrsberuhigten Ausbau nicht wesentlich geringer. 
 
Herr Isselhorst, Südstr. 1a, bat um Auskunft, wo die genannte Rechtsgrundlage zu finden sei. 
 
Herr Oschek erläuterte, dass das Landeswassergesetz NRW (auf Grundlage des 
Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes) in § 56 vorschreibe, dass bei der Beseitigung des 
Abwassers die Regeln einzuhalten seien, die das zuständige Ministerium als technische 
Bestimmungen eingeführt habe. Dabei handele es sich um den Runderlass des Ministeriums für 
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Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft vom 18. Mai 1998 zur "Niederschlagswasserbeseitigung 
gemäß § 51a des Landeswassergesetzes" und den Runderlass des Ministeriums für Umwelt und 
Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz vom 26.5.2004 zu den "Anforderungen an die 
Niederschlagsentwässerung im Trennverfahren". In diesen Erlassen werde das 
Niederschlagswasser von Wohnstraßen und von Zufahrten zu Sammelgaragen als schwach belastet 
eingestuft. Hierfür sei eine Versickerung in Sickerschächten auch außerhalb von 
Wasserschutzgebieten nicht zulässig. 
 
Herr Oschek führte im Weiteren den Unterschied zwischen Sickerschächten und 
Versickerungsmulden aus und teilte mit, dass der bis dato durchgeführte Ausbau dem 
Mindestquerschnitt entspreche. 
 
Frau Richter, Südstr. 16, kritisierte, dass durch den geänderten Ausbau erhebliche Mehrkosten auf 
die Anlieger zukämen. 
 
Herr Limke erwiderte, dass die Planungen aufgrund der gemachten Erfahrungen angepasst würden, 
um eine deutliche Kostenreduzierung zu erreichen. 
 
Auf Frage von Herrn Taube, Südstr. 53, erläuterte Herr Oschek die Kosten, die für den ursprünglich 
vorgesehenen Ausbau berechnet worden seien sowie die Kostenänderungen durch einen 
Vollausbau bzw. einen Ausbau des Mindestquerschnittes. 
 
Herr Grootens ergänzte, dass der Anteil der Firma Gelsenwasser an den Kosten des Gehweges und 
die der Grundstücksentwässerung zuzuordnenden Kosten des Regenwasserkanals von den 
Gesamtkosten in Abzug gebracht würden. 
 
Frau Pajenberg stellte die Grundzüge der Beitragsabrechnung dar und bot an, Fragen zu den zu 
erwartenden Straßenbaubeiträgen der einzelnen Grundstücke im persönlichen Gespäch zu klären. 
 
Im Rahmen der weiteren eingehenden Diskussion kritisierten die Anlieger die enorm gestiegenen 
Kosten, die für sie zum Teil nicht zu tragen seien, und protestierten gegen die mangelnde 
Bürgerbeteiligung. 
 
Vorsitzender Schneider wies hinsichtlich des weiteren Zeitplans darauf hin, dass aufgrund des noch 
anstehenden 2. Bauabschnittes der Südstraße Vorausleistungen frühestens Anfang 2018 erhoben 
würden. 
 
Herr Küpper, Siedlerweg 8b, bemängelte, dass die Gehwege aufgrund der schlechten 
Baustellenabsicherung nicht gefahrlos benutzt werden könnten. 
 
Auf Frage von Herrn Taube zur Niederschrift über die heutige Sitzung antwortete Frau Pajenberg, 
dass diese – sobald sie erstellt sei – auf der Internetseite der Stadt Voerde veröffentlicht werde, auf 
Wunsch aber auch zugeschickt werden könne. 
 
Vorsitzender Schneider sagte zu, dass die Bürger über die weitere Planung informiert würden und 
diese mit ihnen abgestimmt werde.  
 
Vorsitzender Schneider nahm die Beratungen des Bau- und Betriebsausschusses um 19.35 Uhr 
wieder auf. 
 
Auf Frage von Herrn Albri, ob der Regenwasserkanal auch in den Gehweg hätte gelegt werden 
können, antwortete Herr Oschek, dass dies aufgrund der Versorgungsleitungen in beiden Gehwegen 
nicht möglich sei. 
 
Herr Limke regte angesichts der bisherigen Erkenntnisse und Diskussion an, einen geänderten 
Beschluss zu fassen, der die Verwaltung mit der Durchführung und Abstimmung der 
Straßenbauplanung beauftrage. 
 
Herr H.-B. Sarres kritisierte ebenfalls die mangelnde Beteiligung der Bürger sowie der politischen 
Gremien, erklärte für seine Fraktion aber die Zustimmung zu dem geänderten Beschlussvorschlag. 
 
Anschließend fasste der Bau- und Betriebsausschuss einstimmig folgenden geänderten 
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 Beschluss: 
 Der Bau- u. Betriebsausschuss stimmt der Verlegung des Regenwasserkanals sowie der 
Erneuerung der Fahrbahn und des westlichen Gehwegs des 1. Bauabschnittes in der Garten- 
und Südstraße zu. Die Verwaltung wird beauftragt, die Straßenbauplanung der Bauabschnitte 
1-3 durchzuführen und die mit den Anliegern abgestimmte Entwurfsplanung dem Bau- u. 
Betriebsausschuss zur Entscheidung vorzulegen. 
  

 
05.  Neufassung der Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG NRW für 

straßenbauliche Maßnahmen 
 Drucksache Nr. 510 

 
Nach Erläuterung der Drucksache durch Herrn Limke und kurzer Diskussion fasste der Bau- und 
Betriebsausschuss bei 1 Gegenstimme und 2 Enthaltungen mehrheitlich folgenden 

 
 Beschlussvorschlag: 

 Der Rat der Stadt Voerde beschließt die der Drucksache Nr. 510 als Anlage 1 beigefügte 
„Satzung über die Erhebung von Beiträgen nach § 8 KAG NRW für straßenbauliche 
Maßnahmen der Stadt Voerde (Niederrhein)“. 
  
 

06.  Förderprogramm für die kommunale Schulinfrastruktur des Landes NRW „Gute Schule 2020“ 
 Drucksache Nr. 576 

 
Der Bau- und Betriebsausschuss nahm die Drucksache zur Kenntnis. 
 

 
07.  Zukunftsprojekte „Renaturierung Mommbach“ und „Weg zum Rhein“ 
 Förderprogramm „Grüne Infrastruktur“ 
 Drucksache Nr. 591 

 
Der Bau- und Betriebsausschuss fasste einstimmig folgenden 

 
 Beschlussvorschlag: 

1. Der Bürgermeister wird beauftragt, sich auf Grundlage der Darlegungen in der Drucksache 
Nr. 591 zum 1. Juni 2017 an dem Förderprogramm „Grüne Infrastruktur“ mit den Projekten 
„Renaturierung Mommbach“ und „Weg zum Rhein“ zu beteiligen und das dafür 
erforderliche integrierte Handlungskonzept aufzustellen. 

2. Grundlage für den Antrag sind die als Anlage 2 und 3 der Drucksache Nr. 591 beigefügten 
Projektskizzen. 

3. Nach Vorliegen eines positiven Förderentscheids sind die entsprechenden 
Haushaltsmittel im Haushaltsplan 2018 ff. bereitzustellen. 

 
 
08. Mitteilungen der Verwaltung 
 

08.1 Herr Limke teilte mit, dass der Kreis Wesel den Antrag der Fraktion der Grünen zum 
Kreisverkehr Dinslakener Straße / Steinstraße ablehnend beschieden habe. 

 
 Herr Meiners bat um Übersendung einer Kopie des Ablehnungsbescheides und kündigte an, 

den Fraktionsantrag anschließend zurückzuziehen. 
  
 

09. Anfragen gem. § 17 Abs. 2 und § 26 der Geschäftsordnung 
 

09.1 Auf Frage von Herrn Fregin zum Sachstand „Brunnen Marktplatz Friedrichsfeld“ erklärte Herr 
Limke, dass man die Maßnahme in 2016 aufgrund der Personalsituation und der laufenden 
Großprojekte zurückgestellt habe, der Brunnen nun jedoch in diesem Sommer hergestellt 
werden solle. 
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Vorsitzender 
 
 
gez. 
Schneider 

Schriftführerin 
 
 
gez. 
Pajenberg 

 
 
Gesehen: 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. 
Haarmann  


